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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

1. Abgeordneter
Bernd Schattner
(AfD)

Welche Bemühungen unternimmt die Bundes-
ministerin des Auswärtigen Annalena Baerbock 
für den diplomatischen Frieden in der Ukraine?

2. Abgeordneter
Bernd Schattner
(AfD)

Welche Chancen bzw. welche Gefahren sieht die 
Bundesministerin des Auswärtigen Annalena 
Baerbock für die nächsten zwei Jahre der Legis-
laturperiode für Deutschland?

3. Abgeordneter
Jürgen Hardt
(CDU/CSU)

Was sind die ersten Projekte, welche die Bundes-
regierung mit der neuen polnischen Regierung in 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
umsetzen wird, und wie sollen die erheblichen 
Meinungsverschiedenheiten mit unseren wichtigs-
ten Nachbarn Polen und Frankreich, beispiels-
weise in Fragen der Energiepolitik oder Rüstungs-
zusammenarbeit, überwunden werden?

4. Abgeordneter
Jürgen Hardt
(CDU/CSU)

Was unternimmt die Bundesregierung, um Aktivi-
täten Russlands im globalen Süden entgegenzu-
wirken, die etwa in Syrien, der Zentralafrikani-
schen Republik oder den Sahel-Staaten bereits zu 
etablierten Strukturen geführt haben, und welche 
Ansätze verfolgt die Bundesregierung, um die 
Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit nicht 
in die Hände von Russland beeinflussten Regie-
rungen fließen zu lassen?

5. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Wie viele Flugreisen hat die Bundesministerin des 
Auswärtigen seit dem Anbeginn der Legislatur-
periode getätigt, und wie viele davon hat sie per 
Linienflug absolviert?

6. Abgeordneter
Dr. Norbert 
Röttgen
(CDU/CSU)

Warum haben die Bundesministerin des Auswärti-
gen und das Auswärtige Amt die Unwahrheit ge-
sagt, was den Inhalt des Rechtsgutachtens der EU 
zur Terrorlistung der Revolutionsgarden angeht, 
aus dem keineswegs hervorgeht, dass die Terror-
listung rechtlich momentan nicht möglich ist (vgl. 
Jean Philipp-Baeck, „Hinters Rechtsgutachten ge-
duckt“ vom 18. Dezember 2023 auf www.taz.de)?

7. Abgeordneter
Tilman Kuban
(CDU/CSU)

Welche konkreten Konsequenzen hat das Auswär-
tige Amt nach der erst sechs Tage nach dem Ter-
rorangriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 
2023 angelaufenen Evakuierungsaktion für deut-
sche Staatsbürger gezogen, da andere Staaten, wie 
bspw. Polen, Rumänien, Italien, Spanien, die 
Schweiz und Island, ihre Bürger schon nach drei 
Tagen ausgeflogen hatten?
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8. Abgeordneter
Tilman Kuban
(CDU/CSU)

Welche Schlüsse zieht das Auswärtige Amt aus 
den Äußerungen des serbischen Präsidenten Alek-
sandar Vučić im Nachgang der Parlamentswahlen 
in Serbien Ende Dezember 2023, Deutschland ha-
be sich auf die „bisher brutalste Weise in den 
Wahlprozess eingemischt“?

9. Abgeordneter
Matthias Hauer
(CDU/CSU)

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
darüber vor, wie sich das Russische Haus in Ber-
lin seit 2014 finanziert (bitte auch angeben, inwie-
fern die Einrichtung ggf. Zuwendungen aus 
öffentlichen Mitteln in Deutschland beantragt 
und/oder erhalten hat), und hat die Bundesregie-
rung seit Februar 2022 eine Schließung der Ein-
richtung, die von der sanktionierten Behörde Ros-
sotrudnitschestwo betrieben wird, geprüft (bitte 
auch zum etwaigen Ergebnis einer entsprechen-
den Prüfung ausführen sowie, falls zutreffend, 
warum eine entsprechende Prüfung bzw. Schlie-
ßung vor dem Hintergrund der Aufnahme von 
Rossotrudnitschestwo in die EU-Sanktionsliste 
nicht erfolgt ist; vgl. www.tagesspiegel.de/berlin/
das-russische-haus-in-berlin-behorden-schreiten-t
rotz-sanktionen-nicht-ein--beschwerde-eingelegt-
10557430.html)?

10. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(fraktionslos)

Inwieweit ist die Bundesregierung der Ansicht, 
dass die Vorgehensweise der israelischen Armee 
in Gaza noch von dem Recht auf Selbstverteidi-
gung Israels infolge des Terrorangriffs der Hamas 
vom 7. Oktober 2023 gedeckt ist, insbesondere 
mit Blick darauf, dass die Bundesregierung sich 
„immer wieder“ veranlasst sah, die israelische 
Regierung auf die Einhaltung des Völkerrechts 
hinzuweisen (vgl. Antwort der Bundesregierung 
auf meine Schriftliche Frage 14 auf Bundestags-
drucksache 20/9979), und wie positioniert sich 
die Bundesregierung zu den aktuellen Rechtsmit-
teln Südafrikas gegen Israel vor dem Internatio-
nalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag, die u. a. 
darauf gerichtet sind, dass Israel die Kriegshand-
lungen in Gaza sofort einstellen soll (vgl. www.ic
j-cij.org/sites/default/files/case-related/192/192-2
0231228-app-01-00-en.pdf)?
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11. Abgeordneter
Andrej Hunko
(fraktionslos)

Hat die Bundesregierung bzw. haben ihre Res-
sorts sowie nachgeordnete Bundesbehörden seit 
dem 24. Februar 2022 Szenarien für das Ende des 
Krieges in der Ukraine selbst ausgearbeitet oder 
an externe Organisationen in Auftrag gegeben 
(bitte Ressorts bzw. Organisationen angeben), und 
wenn ja, sind darunter Szenarien gewesen, bei 
denen die Ukraine gegen Russland ihre militäri-
schen Ziele nicht erreicht bzw. ihre territoriale 
Integrität in den Grenzen von 1991 nicht wieder-
herstellen kann (vgl. „Das heikle Russland-Dinner 
beim deutschen Botschafter“, DER SPIEGEL am 
22. Dezember 2023)?

12. Abgeordneter
Andrej Hunko
(fraktionslos)

Welche Organisationen, in denen Deutschland 
vertreten ist, werden an der Beobachtung der 
kommenden Präsidentschaftswahlen in Indonesi-
en teilnehmen, und sieht die Bundesregierung die 
Gefahr der Entstehung einer politischen Dynastie 
in Indonesien, vor dem Hintergrund der Ernen-
nung des ältesten Sohns des gegenwärtigen Präsi-
denten Joko Widodo, Gibran Rakabuming Raka, 
zum Vizepräsidentschaftskandidaten von Prabo-
wo Subianto Djojohadikusumo (siehe „Commen-
tary: To many voters, a Prabowo presidency 
would be Jokowi 3.0“, in The Jakarta Post am 
9. Januar 2024 sowie „A President’s Son Is in In-
donesia’s Election Picture. Is It Democracy or 
Dynasty?“ in New York Times am 9. Januar 
2024)?

13. Abgeordneter
Thomas Rachel
(CDU/CSU)

Warum nahm an der Amtseinführung des neuen 
argentinischen Präsidenten Javier Milei, der eine 
pro-westliche Agenda verfolgt – vor dem Hinter-
grund, dass die Bundesregierung die Partnerschaft 
mit Lateinamerika festigen will –, kein Mitglied 
der Bundesregierung teil, und welche konkreten 
Initiativen für eine Vertiefung der Partnerschaft 
mit Argentinien sind geplant, nachdem das Mer-
cosur-Abkommen vorerst gescheitert ist?

14. Abgeordneter
Thomas Rachel
(CDU/CSU)

Wird sich die Bundesregierung, nachdem Südafri-
ka Israel wegen des Vorwurfs von Völkermord 
vor dem Internationalen Gerichtshof verklagt hat 
und die Bundesministerin des Auswärtigen 
Annalena Baerbock in Israels Vorgehen in Gaza 
keine Absicht zum Völkermord sieht (www.juedis
che-allgemeine.de/politik/baerbock-aeussert-sich-
zu-voelkermord-vorwurf-gegen-israel/), im Pro-
zess öffentlich hinter Israel stellen, und welche 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus die-
sem Prozess?
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15. Abgeordneter
Petr Bystron
(AfD)

Hat sich die Bundesregierung zum Umstand, dass 
mit Albanien und der Türkei zwei EU-Beitritts-
kandidaten die Kairoer Erklärung der Menschen-
rechte im Islam unterzeichnet haben, die die Men-
schenrechte unter Scharia-Vorbehalt stellt und da-
mit nach meiner Auffassung nicht dem EU-Recht 
und den EU-Beitrittsbedingungen entspricht, eine 
Auffassung gebildet, und wenn ja, wie lautet diese 
(vgl. www.bundestag.de/resource/blob/645872/48
60ada84f533374acfe84b95ad9ccf1/WD-2-040-1
9-pdf-data.pdf)?

16. Abgeordneter
Alexander Radwan
(CDU/CSU)

Ist die Eurofighter-Lieferung an Saudi-Arabien – 
vor dem Hintergrund der Bewertung der Entschei-
dung seitens der Bundesvorsitzenden von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN Ricarda Lang als „nach 
wie vor falsch“, seitens des Grünen-Außenpoliti-
kers Anton Hofreiter als „grundlegend falsch“ 
und der Äußerung der sicherheitspolitischen Spre-
cherin der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Sara Nanni, die bisherige Ablehnung sei „aus gu-
ten Gründen“ geschehen – statt einer einmaligen 
Entscheidung der Bundesregierung tatsächlich ein 
erstes Anzeichen einer der Zeitenwende oder der 
Nationalen Sicherheitsstrategie geschuldeten Ein-
sicht, dass weltweit nicht nur Demokratien sicher-
heitspolitische Partner für Deutschland sein kön-
nen und dass entsprechende Exportgenehmi-
gungsanträge Saudi-Arabiens oder anderer Part-
ner im Nahen und Mittleren Osten künftig rasch 
genehmigt werden?

17. Abgeordneter
Alexander Radwan
(CDU/CSU)

Denkt die Bundesregierung, mit der nach meiner 
Ansicht richtigen Ankündigung der Bundesminis-
terin des Auswärtigen Annalena Baerbock bei 
ihrer Reise im Libanon, 15 Mio. Euro zusätzliche 
Mittel für UNIFIL auszugeben, würden sich die 
Durchsetzungsprobleme der libanesischen Streit-
kräfte gegen die Hisbollah lösen lassen, und wenn 
nein, warum setzt sich die Bundesregierung nicht 
gemeinsam mit Frankreich an die Spitze einer 
Koalition, die sich die Unterstützung der staat-
lichen libanesischen Strukturen gegen die Hisbol-
lah einsetzt, gerade angesichts der akuten Bedro-
hung Israels durch die Hisbollah?

18. Abgeordneter
Tobias Winkler
(CDU/CSU)

Welche Reformvorschläge zu institutionellen Re-
formen der EU aus dem Bericht der unabhängigen 
deutsch-französischen Arbeitsgruppe (www.ausw
aertiges-amt.de/blob/2627316/386102116ff34689
169fb8df7ef63ec5/230919-deu-fra-bericht-dat
a.pdf vom 18. September 2023) wird die Bundes-
regierung verfolgen?
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19. Abgeordnete
Annette Widmann-
Mauz
(CDU/CSU)

Aus welchem Grund durfte das Gespräch mit der 
iranischen Frauenrechtlerin und Aktivistin Masih 
Alinejad und dem Auswärtigen Amt Ende des 
letzten Jahres nicht öffentlich werden, wenn die 
Bundesregierung mit ihrer feministischen Außen-
politik Frauen und Mädchen im Iran doch sichtbar 
unterstützen will, und wie steht sie zu dem Vor-
wurf Masih Alinejads und anderer Frauenrechtler-
innen, sich genau damit dem Mullah-Regime zu 
beugen?

20. Abgeordnete
Annette Widmann-
Mauz
(CDU/CSU)

Welche Strategie verfolgt die Bundesregierung 
mittel- und langfristig im weiteren Umgang mit 
den Taliban in Afghanistan mit Blick auf Frauen 
und Mädchen?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Justiz

21. Abgeordneter
Dr. Martin Plum
(CDU/CSU)

Aus welchen Gründen sieht die Bundesregierung 
die Umsetzung des Vorschlags 67103 (Digitalisie-
rung: Digitalisierung von Satzungsänderungen – 
das Verfahren zur Eintragung von Satzungen soll-
te digitalisiert und vereinfacht werden) sowie die 
der zugehörigen Vorschläge 80102 (Ermögli-
chung digitaler Satzungsänderungen) und 99103 
(Abschaffung des notariellen Beglaubigungserfor-
dernisses für Satzungsänderungen von gemeinnüt-
zigen Körperschaften) aus der Verbändeabfrage 
zum Bürokratieabbau (www.bmj.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Gesetzgebung/Dokumente/Sachst
and_Monitoring_Verbaendevorschlaege.pdf?__bl
ob=publicationFile&v=4) nicht vor, obwohl diese 
Vorschläge der Kategorie 1 – „Potenziell geeignet 
für zeitnah umsetzbare gesetzliche Maßnahmen 
der Ressorts oder in einem weiteren Bürokra-
tieentlastungsgesetz („BEG IV“)“ – zugeordnet 
sind und auch die regierungstragende FDP-Frakti-
on die „Abschaffung des notariellen Beglaubi-
gungserfordernisses für Satzungsänderungen von 
gemeinnützigen Körperschaften“ fordert (www.fd
pbt.de/beschluss/positionspapier-fdp-fraktion-eng
agement-wertschatzen-ehrenamtliche-unterstu
tzen)?

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 7 – Drucksache 20/10021

http://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/Dokumente/Sachstand_Monitoring_Verbaendevorschlaege.pdf?__blob=publicationFile&v=4
http://www.fdpbt.de/beschluss/positionspapier-fdp-fraktion-engagement-wertschatzen-ehrenamtliche-unterstutzen


22. Abgeordneter
Dr. Martin Plum
(CDU/CSU)

Wann wurden die in der Antwort der Bundes-
regierung auf meine Schriftliche Frage 101 auf 
Bundestagsdrucksache 20/6668 unter den Num-
mern 10 und 11 genannten Gutachten und die in 
der Antwort der Bundesregierung auf meine 
Schriftliche Frage 12/443 vom 21. Dezember 
2023 unter den Nummern 1, 2 und 3 genannten 
Gutachten durch das Bundministerium der Justiz 
in Auftrag gegeben (bitte unter Angabe eines ge-
nauen Datums), und was waren die konkreten An-
lässe für die jeweiligen Gutachtenaufträge?

23. Abgeordneter
Thomas Seitz
(AfD)

Um welche konkreten Dienststellen handelt es 
sich nach Kenntnis der Bundesregierung bei den 
„europäischen Ermittlern“ (bitte auch die entspre-
chenden Staaten angeben), die davon ausgehen, 
dass die Ermittlungen zu den Sprengungen der 
Nord-Stream-Pipelines vom EU- und NATO-Part-
ner Polen behindert wurden, und welche Erkennt-
nisse liegen der Bundesregierung und den ihr 
nachgeordneten Dienststellen zu dem geäußerten 
Verdacht vor, „polnische Beamte hätten wichtige 
Beweise zurückgehalten“ (www.n-tv.de/politik/P
olen-blockierte-offenbar-Nord-Stream-Ermittlung
en-article24646786.html)?

24. Abgeordnete
Susanne Hennig-
Wellsow
(fraktionslos)

Welche konkreten Schritte gedenkt der Bundes-
minister der Justiz Dr. Marco Buschmann hin zu 
einem solidarischen Elementarschadensversiche-
rungsmodell zu unternehmen, welches bezahlbar 
für alle Hausbesitzer und Hausbesitzerinnen ist, 
sofern er weiterhin eine Versicherungspflicht ab-
lehnt?

25. Abgeordnete
Clara Bünger
(fraktionslos)

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die im 
Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP zugesicherte ge-
plante Reform des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes (AGG), die ursprünglich für 2023 
angekündigt war (kobinet-nachrichten.org/2023/0
9/04/bundesjustizministerium-arbeitet-an-agg-ref
orm/), umzusetzen, also zunächst das Eckpunkte-
papier für die AGG-Reform planmäßig vorzule-
gen, im Kabinett zu beschließen und anschließend 
ins parlamentarische Verfahren überzugehen (bitte 
den Zeitplan möglichst konkret nach Quartalsan-
gaben benennen), vor dem Hintergrund der Tatsa-
che, dass die Evaluierung des AGG nach meinen 
Informationen bereits abgeschlossen ist, und 
welche wesentlichen, im Grundlagenpapier aufge-
führten Reformvorschläge der Antidiskrimininie-
rungsbeauftragten (www.antidiskriminierungsstell
e.de/SharedDocs/downloads/DE/Sonstiges/20230
718_AGG_Reform.html?nn=305458) werden da-
bei Eingang in den Gesetzentwurf finden?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales

26. Abgeordneter
Matthias W. 
Birkwald
(fraktionslos)

Wie viele Rentnerinnen und Rentner erhalten 
einen monatlichen Rentenzahlbetrag nach 35, 40 
und 45 Versicherungsjahren von unter 1.250 Eu-
ro?

27. Abgeordneter
Matthias W. 
Birkwald
(fraktionslos)

Wie viele Rentnerinnen und Rentner mit 35, 40 
oder 45 Versicherungsjahren, die einen Renten-
zahlbetrag von 1.250 Euro oder weniger erhalten, 
beziehen nach Kenntnis der Bundesregierung zu-
sätzlich Leistungen aus einer betrieblichen Alters-
vorsorge?

28. Abgeordneter
Christian Görke
(fraktionslos)

Wie genau ergeben sich nach Kalkulation der 
Bundesregierung die 150 Mio. Euro an Einspa-
rungen für den Bundeshaushalt aus der geplanten 
Möglichkeit, das Bürgergeld für „Totalverweige-
rer“ für zwei Monate zu streichen (bitte alle wich-
tigen Berechnungsvariablen angeben, z. B. die 
Anzahl sanktionierter Personen oder die Anzahl 
derer, die durch die präventive Wirkung einen Job 
nicht verlassen bzw. einen neuen Job annehmen), 
und wie viele Bürgergeldempfänger wurden 2023 
wegen der Verweigerung der Arbeitsaufnahme 
sanktioniert (vgl. Bundestagsdrucksache 20/9999 
sowie www.zdf.de/nachrichten/politik/bundesarbe
itsminister-heil-spd-sanktionen-buergergeld-gerec
htigkeit-100.html)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Verteidigung

29. Abgeordneter
Dr. André Hahn
(fraktionslos)

Wie viele offene Anträge auf Kriegsdienstverwei-
gerung liegen derzeit bei den zuständigen Stellen 
(Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche 
Aufgaben – BAFzA – und Bundesministerium der 
Verteidigung – BMVg) vor, und welche Bearbei-
tungszeiten (aufgeschlüsselt nach dem Jahr des 
Eingangs) sind derzeit bei den offenen Anträgen 
entstanden?

30. Abgeordnete
Martina Renner
(fraktionslos)

Wie viele Ermittlungsverfahren werden derzeit 
nach Kenntnis der Bundesregierung gegen Ange-
hörige des Kommandos Spezialkräfte geführt 
(bitte die 27 häufigsten Tatvorwürfe nennen)?
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31. Abgeordneter
Ingo Gädechens
(CDU/CSU)

Welche terminlichen Meilensteine im Sinne von 
Beginn der Analysephase 1, Zeichnung der Fähig-
keitslücke und Funktionale Forderung (FFF), 
Zeichnung des Lösungsvorschlags (LV), Billi-
gung der Auswahlentscheidung (AWE), Durch-
führung eines Vergabeverfahrens, Vertragsschluss 
bzw. 25-Millionen-Euro-Vorlage, Zulauf der ers-
ten sowie der letzten Einheit liegen dem Beschaf-
fungsvorhaben Mehrzweckkampfboote für das 
Seebataillon der Deutschen Marine zugrunde, und 
wie erklärt die Bundesregierung die gemäß der 
ersten Teilfrage dargelegte Zeitplanung angesichts 
der Antwort der Bundesregierung auf die Schrift-
liche Frage 48 des Abgeordneten Christian Sauter 
(FDP) auf Bundestagsdrucksache 19/29975, in 
der ein Fähigkeitsaufwuchs infolge des genannten 
Beschaffungsvorhabens „im Zeitraum 2021 bis 
2027“ angekündigt wurde, nach meiner Kenntnis 
aber bis zum heutigen Tage kein Mehrzweck-
kampfboot zumindest in die mir bekannten Stütz-
punkte der Deutschen Marine ausgeliefert wurde, 
obgleich gemäß zitierter Antwort der Bundes-
regierung spätestens im Jahr 2021 eine zu schließ-
ende Fähigkeitslücke seitens des Bundesministe-
riums der Verteidigung anerkannt wurde, spätes-
tens mit dem Sondervermögen Bundeswehr die 
notwendigen Finanzmittel zur Realisierung zur 
Verfügung gestellt werden konnten und nach 
meiner Kenntnis marktverfügbare Produkte zur 
Schließung der Fähigkeitslücke innerhalb einer 
überschaubaren Zeitspanne hätten beschafft wer-
den können?

32. Abgeordneter
Ingo Gädechens
(CDU/CSU)

Wie hoch ist der Gesamtneuanschaffungswert al-
ler bis zum 12. Januar 2024 aus Bundeswehrbe-
ständen an die Ukraine abgegebenen Waffen-
systeme inklusive sonstigen Materials, und in 
welcher Höhe sind die bei Kapitel 6002 Ti-
tel 687 03 (in der Fassung der zweiten Ergänzung 
zur Bereinigungsvorlage [Ausschussdrucksa-
che 20(8)5000 zu 2], Blatt 608) veranschlagten 
Verpflichtungsermächtigungen für die Wiederbe-
schaffung von an die Ukraine aus Bundeswehrbe-
ständen abgegebenen Waffensystemen inklusive 
sonstigen Materials, für die direkte militärische 
Unterstützung der Ukraine sowie für alle dort ver-
anschlagten sonstigen Vorhaben vorgesehen (bitte 
jahresscharfe Aufschlüsselung der drei genannten 
Bereiche für 2025, 2026, 2027 sowie 2028 vor-
nehmen)?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend

33. Abgeordnete
Heidi Reichinnek
(fraktionslos)

Wo können die Ergebnisse der Kostenstudie zur 
Finanzierung der Frauenhäuser eingesehen wer-
den, die im dritten Quartal 2023 vorliegen sollten 
(vgl. Antwort der Bundesregierung auf meine 
Schriftliche Frage 103 auf Bundestagsdrucksache 
20/4209)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit

34. Abgeordneter
Stephan Pilsinger
(CDU/CSU)

Wie bewertet die Bundesregierung die Nutzung 
einer Standardvorgehensweise (SOP) bei der Be-
wertung aller Impfstoffe durch die STIKO inkl. 
bei Impfstoffen gegen schnell mutierende Viren 
wie dem Influenza- und COVID-19-Virus vor 
dem Hintergrund, dass laut Experten eine Real 
World Evidence (inkl. nicht laborbestätigter Ver-
sorgungsdaten, da eine Laborbestätigung z. B. bei 
Influenza keine gängige Praxis ist) eine gewich-
tigere Rolle spielen müsste als in der aktuellen 
SOP definiert ist (vgl. journals.seedmedicalpublis
hers.com/index.php/FE/article/view/1522/1893#:
~:text=Unlike%20RCTs%2C%20RWE%20studie
s%20are,and%20hesitancy%20%E2%80%93%20
that%20significantly%20change), und wäre aus 
Sicht der Bundesregierung eine Anpassung des 
Bewertungsverfahrens für diese Impfstoffe anzu-
streben, um ggf. Verzerrungen bei der Bewertung 
oder den Verzögerungen bei Impfstoff-Verfügbar-
keiten entgegenzuwirken?

35. Abgeordneter
Stephan Pilsinger
(CDU/CSU)

Wie begründet es die Bundesregierung, dass nach 
mir vorliegenden Kenntnissen für die Gesund-
heitshandwerke – bestehend aus Augenoptikern, 
Hörakustikern, Orthopädieschuhtechnikern, Or-
thopädietechnikern und Zahntechnikern – mit 
dem geplanten Anschluss an die Telematikinfra-
struktur bisher standardmäßig keine Lese- und 
Schreibrechte der elektronischen Patientenakte 
(ePA) im Fünften Buch Sozialgesetzbuch vorge-
sehen sind, und wann beabsichtigt die Bundes-
regierung ggf. die genannten Rechte für die Ge-
sundheitshandwerke umzusetzen und damit nach 
meiner Ansicht in diesem Bereich für eine quali-
tätsorientierte und -sichernde Versorgung mit 
Hilfsmitteln und Zahnersatz einzutreten?

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 11 – Drucksache 20/10021

http://journals.seedmedicalpublishers.com/index.php/FE/article/view/1522/1893%23:~:text=Unlike%20RCTs%2C%20RWE%20studies%20are,and%20hesitancy%20%E2%80%93%20that%20significantly%20change


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Digitales und Verkehr

36. Abgeordnete
Canan Bayram
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ist der Bundesregierung bekannt, dass nach Däne-
mark nun auch in Österreich strengere Gesetze 
gegen Raser erlassen werden, die bei extremen 
Verstößen gegen Tempolimits – „mehr als 
60 km/h innerorts oder mehr als 70 km/h außer-
orts“ – ab März 2024 auch die sofortige Beschlag-
nahme des Fahrzeugs ermöglichen (siehe dazu: 
www.adac.de/news/haertere-strafen-oesterreich/), 
und gibt es innerhalb der Bundesregierung ähnli-
che Überlegungen?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

37. Abgeordnete
Dr. Anja 
Weisgerber
(CDU/CSU)

Welche Personen werden dem „Wissenschaft-
lichen Beirat zum Natürlichen Klimaschutz“ an-
gehören, der im Aktionsprogramm Natürlicher 
Klimaschutz vorgesehen ist und der sich diesen 
Monat konstituiert (bitte auch die entsprechenden 
Verbände und Einrichtungen angeben), und wie 
genau erfolgt die Einbindung dieses Gremiums 
bei der Umsetzung des Aktionsprogramms Natür-
licher Klimaschutz?

38. Abgeordnete
Dr. Anja 
Weisgerber
(CDU/CSU)

Welche Stakeholder werden bei der Erarbeitung 
der vorsorgenden Klimaanpassungsstrategie betei-
ligt, die laut Pressemitteilung des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicher-
heit und Verbraucherschutz im vierten Quartal 
2024 vom Kabinett verabschiedet werden soll 
(bitte die 28 größten Stakeholder auflisten)?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung

39. Abgeordnete
Canan Bayram
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sind der Bundesregierung die genauen Gründe 
bekannt, warum rund 84 Prozent der Studierenden 
die Angebote der Bundesregierung zur Studien-
förderung nicht annehmen (siehe dazu: www.tage
sschau.de/wirtschaft/finanzen/studierende-staatlic
he-foerderung-100.html), und plant die Bundes-
regierung eine Reform ihrer Angebote, um mehr 
Studierenden den Zugang zu staatlicher Förde-
rung zu ermöglichen?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Klimaschutz

40. Abgeordneter
Tobias Matthias 
Peterka
(AfD)

Wird der Bundesminister für Wirtschaft und Kli-
maschutz Dr. Robert Habeck Maßnahmen forcie-
ren, die konkret im ersten Halbjahr 2024 zur Ent-
lastung kleiner und mittelständischer Unterneh-
men führen, und wenn ja, welche?

41. Abgeordneter
Dr. Rainer Kraft
(AfD)

Erwägt die Bundesregierung, sich auf europä-
ischer Ebene für Strafzölle für Solarmodule oder 
deren Komponenten aus Asien einzusetzen, und 
wenn nein, warum nicht (www.handelsblatt.com/
unternehmen/energie/energie-streit-um-strafzoell
e-auf-solarmodule-aus-china/29425960.html)?

42. Abgeordneter
Christian Görke
(fraktionslos)

Spricht sich die Bundesregierung, als Treuhände-
rin über die Mehrheitsanteile der PCK Raffinerie 
GmbH, dafür aus, die zum Jahresende 2023 aus-
gelaufene Arbeitsplatzgarantie für alle Beschäf-
tigten in Schwedt zu verlängern, und wird sie 
diesbezüglich auf die anderen Anteilseigner ein-
wirken (www.handelsblatt.com/politik/deutschlan
d/energieversorgung-bund-erklaert-alle-arbeitspla
etze-in-pck-raffinerie-schwedt-in-2023-fuer-gesic
hert/28833652.html)?
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43. Abgeordneter
Thomas Seitz
(AfD)

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
die staatliche Förderung, die der Warenhauskette 
GALERIA Karstadt Kaufhof GmbH (und ggf. 
verbundenen Unternehmen) seit der ersten Insol-
venz der Warenhauskette im Jahr 2020 bzw. der 
internationalen Beteiligungs- und Industriehol-
ding „Signa-Gruppe“ zugeflossen ist (bitte jeweils 
aufschlüsseln nach fördernder Stelle sowie nach 
Art der Förderung, wie z. B. verlorener Zuschüs-
se, Darlehen, Stundung von Steuerforderungen 
etc.), und inwieweit sind staatliche Fördermittel 
im Falle einer Insolvenz abgesichert (www.wel
t.de/wirtschaft/article249437090/Galeria-Rettung-
Welches-Interesse-sollten-die-haben-sich-einen-S
anierungsfall-ans-Bein-zu-binden.html?source=pu
erto-reco-2_ABC-V36.3.C_without_ALS%20)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Finanzen

44. Abgeordneter
Tobias Matthias 
Peterka
(AfD)

Welche konkreten Maßnahmen zur steuerlichen 
Entlastung der Bürger wird der Bundesminister 
der Finanzen Christian Lindner im ersten Halb-
jahr 2024 forcieren (vgl. www.merkur.de/wirtsch
aft/steuern-christian-lindner-grundfreibetrag-erho
ehen-milliarden-entlastung-fuer-arbeitnehmer-zr-
92528355.html, zuletzt abgerufen am 8. Dezem-
ber 2023)?

45. Abgeordneter
Dr. Rainer Kraft
(AfD)

Betrachtet die Bundesregierung ihre Pläne zur 
Einführung eines Klimageldes durch den von den 
Letztverbrauchern steuerfinanzierten Wegfall der 
EEG-Umlage als abgeschlossen (www.bz-berli
n.de/deutschland/gruene-zanken-ums-klimageld)?

46. Abgeordneter
Matthias Hauer
(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung seit Beginn ihrer Amts-
zeit Leistungen der MSLGROUP Germany 
GmbH in Anspruch genommen (bitte auch Aus-
führungen zur Höhe etwaiger Vergabesummen für 
Aufträge an die MSLGROUP Germany GmbH 
machen und die betroffenen Bundesministerien 
inkl. Bundeskanzleramt nennen), und welche Ge-
spräche, Telefonate, Treffen, schriftliche Korres-
pondenz und/oder anderweitige Kommunikation 
der Bundesregierung gab es mit Vertretern der 
MSLGROUP Germany GmbH (bitte die letzten 
28 Kommunikationen chronologisch darlegen)?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des
Innern und für Heimat

47. Abgeordneter
Dr. Hendrik 
Hoppenstedt
(CDU/CSU)

Wie viele Fälle von sexuellem Kindesmissbrauch 
sowie von Herstellung, Besitz und Verbreitung 
kinderpornografischen Materials gab es in den 
Jahren 2022 und 2023, und welche Maßnahmen 
zur Verbesserung der Ermittlungsbefugnisse der 
Strafermittlungsbehörden im Hinblick auf solche 
Straftaten hat die Bundesregierung seit ihrem 
Amtsantritt umgesetzt?

48. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Inwieweit konnte das Bundesamt für Verfassungs-
schutz nach Ansicht der Bundesministerin des In-
nern und für Heimat in der aktuellen Legislatur-
periode zur Stärkung der Inneren Sicherheit in 
Deutschland beitragen?

49. Abgeordnete
Martina Renner
(fraktionslos)

Wann lagen der Bundesregierung und den ihr 
nachgeordneten Behörden und Stellen erstmals 
Informationen über das Strategietreffen von An-
gehörigen der rechtsextremen Szene u. a. mit Mit-
gliedern und Mandatsträgern der AfD sowie Mit-
gliedern der Werteunion am 25. November 2023 
im Landhaus Adlon in Potsdam vor, bei welchem 
die Remigration in Deutschland lebender Migran-
tinnen und Migranten einschließlich in Deutsch-
land eingebürgerter Menschen auch durch ent-
sprechende Gesetzgebung diskutiert worden sein 
soll (correctiv.org/aktuelles/neue-rechte/2024/01/
10/geheimplan-remigration-vertreibung-afd-recht
sextreme-november-treffen/; www.tagesspiege
l.de/berlin/die-bundesweite-rechtsfront-trifft-sich-
in-potsdam-villa-mit-seezugang--wo-afd-maasse
n-identitare-und-compact-plane-aushecken-11026
519.html)?
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50. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(fraktionslos)

Wie positioniert sich die Bundesregierung zu der 
Aufforderung der Landesflüchtlingsräte aus 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen, wonach 
die Bundesregierung mit den Ländern die Auf-
nahme von zivilen Binnenflüchtlingen und insbe-
sondere Verwundeten des Gaza-Krieges abstim-
men und die Umsetzung eines solchen Evakuie-
rungsprogramms mit den Regierungen Israels und 
Ägyptens verhandeln soll, insbesondere für Men-
schen mit Bezügen zu Deutschland (vgl. www.nd
s-fluerat.org/57755/aktuelles/verantwortung-uebe
rnehmen-gewaltopfer-aus-gaza-aufnehmen/), und 
inwieweit trifft es zu, dass die noch bestehenden 
Aufnahmeprogramme für Angehörige von in 
Deutschland lebenden syrischen Staatsange-
hörigen, die für Unterbringung und Lebenshal-
tungskosten ihrer aufgenommenen Verwandten in 
der Regel selbst aufkommen, durch eine Weisung 
des Bundesministeriums des Innern und für Hei-
mat seit 2023 dahingehend verschärft wurden, 
dass nur noch solche Personen berechtigt sein sol-
len, die sich aufgrund des Bürgerkriegs in einer 
aktuellen individuellen Not oder Bedrängnis be-
finden (vgl. www.rbb24.de/politik/beitrag/2023/1
0/brandenburg-innenministerium-syrien-aufnahm
e-stopp-verwandte.htm)?

51. Abgeordneter
Dr. André Hahn
(fraktionslos)

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung zu 
den Recherchen von CORRECTIV hinsichtlich 
eines im November 2023 stattgefundenen Ge-
heimtreffens in Potsdam, an dem AfD-Funktionä-
re, potenzielle Großspender und Vertreter der 
rechtsextremen Identitären Bewegung teilgenom-
men haben sollen (siehe correctiv.org/aktuelles/ne
ue-rechte/2024/01/10/geheimplan-remigration-ver
treibung-afd-rechtsextreme-november-treffen/)?

52. Abgeordneter
Petr Bystron
(AfD)

Wie viele Bundesmittel sind seit 2017 in Deutsch-
land in die Bekämpfung des Antisemitismus ge-
flossen (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

53. Abgeordneter
Tobias Winkler
(CDU/CSU)

Inwieweit prüft die Bundesregierung eine Verla-
gerung von Asylverfahren in entfernte Drittstaa-
ten?
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54. Abgeordnete
Clara Bünger
(fraktionslos)

Welche konkreten Konsequenzen zieht die Bun-
desregierung aus den erkennbar verfassungswidri-
gen Plänen, insbesondere mit Blick auf den 
Schutz der Gruppen, die nach Auffassung der 
rechten Akteure aus Deutschland vertrieben wer-
den sollen, auch vor dem Hintergrund, dass sich 
bei mir viele Menschen gemeldet haben, die 
Angst um ihre Sicherheit und ihren Verbleib in 
Deutschland haben und „millionenfache Remigra-
tion“ auch bereits Ende November 2023 im Ple-
num des Bundestages gefordert wurde (Plenarpro-
tokoll 20/141, S. 17783 (C)), und wie bewertet 
die Bundesregierung die Gefährlichkeit bzw. ver-
fassungs- bzw. strafrechtliche Relevanz von For-
derungen bzw. Ankündigungen einer millionenfa-
chen sogenannten Remigration (vgl. z. B. der Ab-
geordnete René Springer auf X: „Wir werden 
Ausländer in ihre Heimat zurückführen. Millio-
nenfach. Das ist kein Geheimplan, das ist ein Ver-
sprechen“, www.derwesten.de, 11. Januar 2024) 
vor dem Hintergrund, dass aktuell nur etwa 
250.000 ausreisepflichtige Menschen in Deutsch-
land leben (vgl. Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 33 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE. auf Bundestagsdrucksache 20/9931), so-
dass nach meiner Einschätzung offenbar die Ab-
sicht zur Vertreibung bzw. Ausweisung von Mil-
lionen Menschen mit einem Aufenthaltsrecht in 
Deutschland bzw. sogar von Deutschen mit Mi-
grationsgeschichte vorliegt (vgl. hierzu: correctiv.
org/aktuelles/neue-rechte/2024/01/10/geheimpla
n-remigration-vertreibung-afd-rechtsextreme-nov
ember-treffen/)?
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